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Politik. Der ECE. als einem Organ der UNO. gehört 
Deutsdiland n id it an, dagegen osteuropäisdie Staaten, 
die nidit zur OEEC. gehören, ö ste rre id i und die 
Sdiweiz gehören nidit zum Europaratj dem GATT, da­
gegen gehören Länder aus aller W elt an. Deshalb kann 
keine O rganisation allein die Aufgaben übernehmen.

E uropäische W irtscha ftskon ferenz

Die Zusammenarbeit muß ausgebaut und verbessert 
werden, indem die zum Teil nebeneinander laufenden 
O rganisationen unter einer einheitlldien Leitung zu 
einer europäisdien W irtsdiaftskonferenz zusammen­
gefaßt werden. A ndererseits sollte man den ein- 
gesdilagenen W eg, die Abgeordneten der nationalen 
Parlam ente in die internationalen Verhandlungen ein-

zusdialten, nidit w ieder verlassen. Denn die traditio­
nellen diplom atisdien Beziehungen und Konferenzen 
der Regierungen reidien heute nidit mehr aus, um die 
Verantwortung für die Zusammenarbeit Europas zu 
tragen. Die europäisdie W irtsdiaftskonferenz sollte 
deshalb aus einem vertragsdiließenden Aussdiuß der 
Regierungsvertreter und einem politisdien Beratungs- 
aussdiuß von Abgeordneten der Parlamente der be­
teiligten Länder bestehen.
M ehr zu fordern, ist im Augenblidi ein sdiöner Traum, 
der verhindert, das W enige durdizuführen, das sofort 
getan werden muß. W enn der Europarat diese Selbst- 
besdieidung nidit aufbringt, geht er an seiner eigenen 
überheblid ikeit zugrunde und m adit sidi zum Gespött 
der Gegner der europäisdien Zusammenarbeit.

Konkurrierende Aufgaben der Wahrungs- und Kreditpolitik
Knapphaltung des Kreditgürtels

In dem M onatsbericht der Bank 
deutscher Länder vom März 

dieses Jahres w erden die M aß­
nahm en zur selektiven Kredit­
restriktion — Einengung des Geld­
volumens um etwa 1 Mrd. DM — 
als vorübergehend bezeichnet. 
Hauptaufgabe der W ährungs- und 
Kreditpolitik in  der Gegenwart und 
der nächsten Zukunft soll nicht 
eine allgemeine K reditrestriktion 
sein, sondern die „Knapphaltung 
des Kreditgürtels" bei dem derzeit 
erreichten Umfang des Geldvolu­
mens von fast 30 Mrd. DM. Un­
beschadet aller Anforderungen, die 
an das Geld- und Kreditsystem ge­
stellt werden, soll die DM eine 
harte W ähnm g bleiben. N icht ein 
schwacher bzw. absinkender DM- 
Kurs soll zu erhöhten Exporten 
anreizen, sondern exportgünstige, 
streng kalkulierte Preise bei fester 
internationaler DM - Relation zu 
anderen W ährungen sollen export­
fördernd wirken. Für eine W irt­
schaft, die w ie die westdeutsche, 
hart an den Engpaßzonen und zum 
Teil schon innerhalb der Engpaß­
zone produziert, die sehr, import- 
abhängig ist und für ihre Importe 
überhöhte W eltm arktpreise bezah­
len muß, heißt das nichts anderes, 
als daß im Außenhandel die Aus­
tauschbedingungen ungünstig blei­
ben und sich un ter Umständen so­
gar noch zu verschlechtern drohen. 
Die Im portverteuerungen und die 
Kostenerhöhungen infolge des 
Produzierens an bzw. in der Eng­
paßzone müssen durch Reallohn­
senkungen ausgeglichen werden.

wobei der knappe Kreditgürtel 
alle Tendenzen ersticken soll, die 
darauf hinauslaufen, die Reallohn­
verschlechterungen durch Lohn­
erhöhungen auszugleichen und die 
steigenden Lohnkosten w ieder mit 
Preiserhöhungen zu kompensieren.

Voraussetzung, daß eine solche 
Politik des knappen Kreditgürtels 
getrieben w erden kann, ist, daß 
die allgemeine Linie der N oten­
bankpolitik nicht durch Sonder­
aktionen gestört wird. Eine w eit­
herzigere Behandlung d er Kredit­
wünsche bei der Außenhandels­
finanzierung wird in keinem Falle 
zu verm eiden sein. Es ist aber da­
m it . zu rechnen, daß auch die 
Kreditwünsche der W irtschaft 
dringlicher werden, und solche 
Tendenzen können durch die kom­
menden erhöhten Steuerbelastun­
gen noch verstärk t werden. Vor 
allem aber w erden bereits heute 
umfangreiche zusätzliche Ansprüche 
auf Vorfinanzierung von Investi­
tionsaufgaben angemeldet, An­
sprüche auf Grund der Nach­
holungsinvestitionen in  den Grund­
stoffindustrien und auf Grund der 
„mandatorischen Aufträge der Be­
satzungsmächte".

Da die Investitionsquote heute 
bereits einen Höhepunkt erreicht 
hat, ist kaum damit zu rechnen, 
daß die durch die gegenwärtige 
Periode der Hochbeschäftigung er­
forderlichen N euinvestitionen der 
Grundstoffindustrien durch zusätz­
liche Investitionen aufgebaut w er­
den können. Es muß vielm ehr eine 
Umlagerung von Investitionen an­

gestrebt werden. Die verarbeiten­
den und konsumnahen W irtschafts­
zweige sollen deshalb in  W est­
deutschland N euinvestitionen und 
darüber hinaus eventuell sogar Er­
satzinvestitionen einschränken. Die 
so frei werdenden Investitionsmittel 
aber sollen in die Grundstoffindu­
strien umgelagert werden.

Das sollte ursprünglich durch 
den Abs-Plan und dann durch 
den W uppertalplan geschehen. Es 
soll heute das Ergebnis der im 
Entstehen begriffenen Gemein­
schaftsaktion der westdeutschen 
W irtschaft sein. Der sogenannte 
Gemeinschaftsausschuß der W irt­
schaft hat dazu den Aufbringungs­
plan für die GrundindustriemilÜ- 
arde ausgearbeitet (Investitions­
umlageplan). Im Zusammenhang - 
m it dieser Planung wird eine w eit­
gehende Vorfinanzierung der N ach­
holungsinvestitionen in den Grund­
stoffindustrien gefordert, eine Vor­
finanzierung durch die Kreditban­
ken m it entsprechenden Rückgriff­
möglichkeiten auf die Zentralbank; 
denn die originären Investitions­
mittel werden natürlich nicht so­
fort bei Planbeginn im ganzen an­
fallen, sondern sie werden erst 
nach und nach zur Verfügung 
stehen.

Nun ist gewiß: Der verstärkte 
Investitionsbedarf der Grundstoff­
industrien für Nachholungsinvesti­
tionen imd der Besatzungsmächte 
für verstärkte „mandatorische Auf- 
träge" kann bei der derzeitigen 
Produktions- und Versorgungslage 
der deutschen Industrie kein zu­
sätzlicher Investitionsbedarf sein.
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Die beiden m arkantesten Investi­
tionsblöcke — Industriem illiarde 
und  Okkupationsm illiarde — müs­
sen  im Rahmen des gegebenen In­
vestitionsspielraum s abgewickelt 
werden. Geld- und kreditpolitisch 
bedeutet das, daß m an sich bei 
ih rer Finanzierung etwa im Rah­
men des gegebenen Kreditspiel­
raums bzw. des vorhandenen Geld­
volumens (fast 30 Mrd. DM) halten 
muß. Diese Finanzierung braucht

auch, wenn Vorfinanzierungsakti­
onen unterbleiben, durchaus nicht 
auf Kosten sonstigen Kreditbedar­
fes der W irtschaft zu gehen, denn 
bei einer Umlagerung von Investi­
tionsm itteln wird der Kreditbedarf 
des Teiles der W irtschaft, von dem 
umgelagert wird, ja  im selben 
Maße abnehmen, wie der Kredit­
bedarf des Teiles der W irtschaft 
zunimmt, dem die Umlagerung zu­
gute kommt. (Sl.)

Wirtsdiaftlidie Engpässe und Verteidigungsbeitrag

Die für die westdeutsche W äh­
rungspolitik verantwortlichen 

M änner haben immer wieder m it 
Nachdruck erklärt, eine ihrer Haupt­
aufgaben bestehe darin, die W äh­
rung stabil zu halten. W enn man 
auch feststellen muß, daß die Kauf­
kraft der D-Mark, im wesentlichen 
als Folge des Koreakonfliktes, ge­
sunken ist, so hat sich doch im 
Durchschnitt gesehen das V erhält­
nis der D-Mark zu anderen W äh­
rungen, deren Kaufkraft gleichfalls 
geringer wurde, kaum verändert. 
Der Prozeß der Geldverschlechte­
rung hat sich zwar in der letzten 
Zeit, wie an den Preisindices ab­
zulesen ist, verlangsam t, aber es 
läß t sich nodi nicht übersehen, ob 
e r  zum Stillstand kommt oder 
w eiter andauern wird. Das hängt 
größtenteils von der w eiteren 
weltpolitischen Entwicklung ab. Für 
W estdeutschland w ird darüber hin­
aus entscheidend sein, inwieweit 
es, ohne wirtschaftliche Störungen 
hervorzurufen, gelingt, das erfor­
derliche Geldkapital und die ent­
sprechenden Sachgüter für die bei­
den  großen Vorhaben, die Erweite­
rung *der Engpaßindustrien und den 
Beitrag zur Verteidigung, aufzu­
bringen. Zur Durchführung dieser 
Pläne müssen zwangsläufig zusätz­
liche Teile des Sozialprodukts so­
wohl für die Grundstoffindustrien 
abgezweigt wie dem S taat zur V er­
fügung gestellt werden. Hierfür be­
stehen, wenn man vom Geldschleier 
absieht, im wesentlichen nur fol­
gende Möglichkeiten:

1. Der Teil des gegebenen Sozi- 
. alprodukts, der für den Verbrauch 

bere it steht, w ird vermindert. Dies 
w ürde aut eine Senkung des Real­
lohns hinauslaufen, die sich in 
Lohnkürzungen, in einer Ausdeh­

nung der Arbeitszeit ohne en t­
sprechende Lohnerhöhungen oder 
— bei gleichbleibendem Lohn­
niveau — in Preissteigerungen aus- 
drücken könnte.

2. Die Produktion wird ausge­
weitet, und zwar möglichst so stark, 
daß sich die zusätzlichen Anforde­
rungen erfüllen lassen.

3. Die für die Erweiterung 
der Engpaßindustrien und für die 
Erreichung der Verteidigungsbereit­
schaft erforderlichen Sachgüter w er­
den als Außenbeitrag zur Verfü­
gung gestellt. In den beiden zuletzt 
genannten Fällen brauchte sich 
unter günstigeren Bedingungen der 
Reallohn nicht zu verringern.

Die westdeutsche W irtschaft dürfte 
sich, soweit es sich bis je tzt über­
blicken läßt, auf eine Kombination 
dieser drei Möglichkeiten einzurich­
ten  haben. Insgesamt gesehen, wird 
dabei eine Senkung des Real­
lohns nicht zu vermeiden sein. Sie 
kann jedoch durch eine Steigerung 
der Arbeitsleistung, durch Rationa­
lisierungsmaßnahmen und durch 
eine gewisse Einkommensumschich­
tung gemildert werden. In gleicher 
W eise würde sich eine ins Gewicht 
fallende Zunahme der Sparquote 
auswirken.

Bei dieser Entwicklung besteht 
die Aufgabe der Notenbankpolitik 
nach wie vor darin zu verhindern, 
daß das Geldvolumen stärker 
wächst, als es dem Produktions­
zuwachs entsprechen würde. Es ist 
aber fraglich, ob das Zentralbank­
system allein in  der Lage sein 
wird, dieses Ziel zu erreichen. So 
kann die N otenbank w eder eine 
zunehmende Verschuldung der öf­
fentlichen Hand w irksam  genug 
verhindern, noch verm ag sie die 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes

zu beeinflussen. W eiter besitzen 
die Geschäftsbanken ln  Zeiten mit 
einer inflatorischen Tendenz häufig  
eine so günstige Liquidität, daß sie 
nur in geringem Ausmaß auf 
das Zentralbanksystem  angewiesen 
sind und sich daher weitgehend 
den Lenkungseingriffen von dieser 
Seite entziehen können. Aus die­
sen Gründen ist es notwendig, daß, 
w ie schon vielfach gefordert, die 
Eingriffe der N otenbank durch ein 
geschlossenes System verw altungs­
mäßiger, Steuer-, kapitalm arkt- und 
investitionspolitischer Maßnahmen 
ergänzt werden.

In diesem Zusammenhang ist 
noch darauf hinzuweisen, daß zwi­
schen echten und künstlich herbei­
geführten Engpässen unterschieden 
w erden muß. Der Kohlenengpaß 
und zum Teil auch der Stahleng­
paß sind w eitgehend künstlicher 
Natur. Die einseitig festgesetzten 
Kohlen - Exportverpflichtungen von 
rund 2 Mill. t  im M onat entziehen 
der deutschen W irtschaft nicht nur 
diesen unersetzlichen Rohstoff, son­
dern schmälern wegen des zu nie­
drig festgesetzten Exportpreises das 
Devisenaufkommen beträchtlich. 
Derart gehen der westdeutschen 
W irtschaft jährlich Devisen im Ge­
genw ert von rund 1 Mrd. DM ver­
loren, die für die Beschaffung le­
benswichtiger Einfuhrwaren bereit- 
gestellt w erden könnten. Beim 
Stahl liegen die Dinge ähnlich. 
Denn fast 20"/» der Erzeugung wer­
den exportiert, zum Teil als Ge­
genleistung für Lieferungen am eri­
kanischer Kohle, die sonst ausblei- 
ben würde. Diese M enge fehlt dem 
Inlandsm arkt imd vor allem der 
Exportindustrie, die aus einer W ei­
terverarbeitung 'des Stahls erheblich 
m ehr Devisen erlösen könnte. Die 
A ufrechterhaltung dieser künstli­
chen Engpässe beeinträchtigt nicht 
nur die Konkurrenzfähigkeit der 
westdeutschen W irtschaft, sondern 
drückt auch das W irtschaftspoten­
tial nachhaltig herab.
W enn sich die A lliierten schon nicht 
dazu verstehen wollen, diesen Zu­
stand zu ändern, sollten sie die 
Ausfälle,, die die westdeutsche 
W irtschaft durch die erzwungenen 
Exporte hinnehm en muß, zum min­
desten als einen wesentlichen Bei­
trag zur Erreichung der Verteidl- 
gungsbereitsdiaft der westliches 
W elt anerkennen. (Gl)

V III /  12


